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TOP 74: 

Verordnung zur Neuordnung der Klärschlammverwertung 

Drucksache: 255/17 

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Mit der Verordnung soll der Umgang mit Klärschlamm umfassend neu geregelt 
und weiterentwickelt werden.  

Die bodenbezogene Verwertung der Klärschlämme in der Landwirtschaft soll 
reduziert werden. Stattdessen ist vorgesehen, aus den Klärschlämmen Phosphor 
für die Nutzung insbesondere in der Landwirtschaft zu gewinnen. Die Ver-
ordnung sieht für die Pflicht zur Phosphorrückgewinnung längere Übergangs-
zeiten vor: Abwasserbehandlungsanlagen zwischen 50 000 und 100 000 Ein-
wohnerwerten (EW) haben 15 Jahre Zeit, die entsprechenden Maßnahmen 
umzusetzen, Anlagen von mehr als 100 000 EW zwölf Jahre.  

Die Rückgewinnung ist nur dann vorgesehen, wenn der Phosphorgehalt über 
20 Gramm Phosphor je Kilogramm Klärschlamm-Trockenmasse liegt. Liegt der 
Wert darunter, ist mit den Schlämmen nach abfallrechtlichen Bestimmungen 
umzugehen. Ebenfalls obligatorisch ist eine Rückgewinnung, wenn die 
Schlämme in einer Klärschlammverbrennungsanlage einer thermischen Vor-
behandlung unterzogen werden.  

Ausgenommen von der Rückgewinnungspflicht und der damit verbundenen 
Beendigung der bodenbezogenen Klärschlammverwertung sind Anlagen unter 
50 000 EW. Sie können weiterhin Schlämme zur Düngung abgeben. Die 
Novelle sieht zudem Neuregelungen im Bereich der bodenbezogenen 
Klärschlammverwertung vor. So werden unter anderem der Anwendungs-
bereich erweitert und Schadstoff-Grenzwerte an andere Vorgaben, zum Beispiel 
die Düngemittelverordnung, angepasst.  

Des Weiteren werden Anforderungen an eine freiwillige Qualitätssicherung bei 
der Klärschlammverwertung festgelegt. 
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II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit, der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und der 
Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung nach Maß-
gabe von Änderungen zuzustimmen. Diese Änderungen sind überwiegend tech-
nischer und klarstellender Natur und sollen dem Verordnungszweck noch 
besser Rechnung tragen. 

Der Gesundheitsausschuss und der Ausschuss für Innere Angelegenheiten
empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung unverändert zuzustimmen. 

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit empfiehlt dem Bundesrat ferner, eine begleitende Entschließung zu 
fassen, mit der die Bundesregierung aufgefordert werden soll, die notwendigen 
Schritte einzuleiten, um die Zulassung von sekundären Phosphaten, die aus 
Klärschlämmen gewonnen werden, als Düngemittel zu beschleunigen. 

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 255/1/17 ersichtlich. 


